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Betr.: Politische Konsultation zwischen den Mitgliedsregie- 

rungen der NATO 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr, Kliesing (Hon- 
nef), Wienand und Genossen 
— Drucksache IV/ 1985 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Die Grundsätze und das Verfahren der politischen Konsulta- 
tion in der NATO beruhen auf den Empfehlungen des Dreier- 
ausschusses über die nichtmilitärische Zusammenarbeit der 
NATO („Ausschuß der Drei Weisen"), die von der Minister- 
konferenz der NATO am 13. Dezember 1956 gebilligt wurden 
und für die NATO-Staaten verbindlich sind. Der Bericht des 
Dreierausschusses sieht unter Ziffer 51 folgende Grundsätze 
der politischen Konsultation vor: 

„a) Die Mitglieder müssen den Rat von jeder Entwicklung 
imterrichten, die das Bündnis in bedeutsamer Weise an- 
geht. Sie müssen dies nicht als bloße Formalität, sondern 
als Vorstufe zu einer wirksamen politischen Konsultation 
tun. 

b) Die einzelnen Mitgliedsregierungen und der Generalsekre- 
tär müssen das Recht haben, zur Erörterung im Rat jedes 
Thema anzuschneiden, das von gemeinsamem Interesse 
für die NATO ist und nicht rein innerstaatlichen Charakter 
trägt. 

c) Eine Mitgliedsregierung darf ohne angemessene Voraus- 
konsultation sich zu keiner festen Politik entschließen 
oder sich zu wesentlichen Dingen politisch äußern, die das 
Bündnis oder eines seiner Mitglieder in bedeutsamer Wei- 
se angehen, es sei denn, daß die Umstände eine derartige 
vorgängige Konsultation offensichtlich und nachweisbar 
unmöglich machen. 

d) Bei der Gestaltung ihrer Politik sollten die Mitglieder die 
Interessen und Auffassungen anderer Regierungen, insbe- 
sondere der unmittelbar betroffenen, in Rechnung ziehen, 
soweit diese Interessen und Auffassungen im Rahmen der 
NATO-Konsultation zum Ausdruck gekommen sind, selbst 
dann, wenn im Rat keine gemeinschaftliche Auffassung 
und keine Übereinstimmung erzielt wurden. 
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e) Ist eine Übereinstimmung erzielt worden, so muß sie bei 
der Gestaltung der nationalen Politik berücksichtigt wer- 
den. Wird aus nationalen Gründen die Übereinstimmung 
im Rat nicht berücksichtigt, so muß die beteiligte Regie- 
rung dem Rat eine Erklärung dafür geben. Noch wichtiger 
ist es, daß, falls sich aus einer Aussprache im Rat eine ver- 
einbarte und formelle Empfehlung ergeben hat, die Regie- 
rungen diese bei allen nationalen Maßnahmen oder Hand- 
lungen, die mit dem Gegenstand der Empfehlung im Zu- 
sammenhang stehen, in vollem Umfange berücksichtigen." 

Das durch die Empfehlungen des Dreierausschusses wesentlich 
verbesserte System der politischen Konsultation in der NATO 
hat sich in der Praxis bewährt. Sowohl der Umfang als auch 
die Intensität der Konsultation im NATO-Rat und in den ge- 
mäß den Vorschlägen des Dreierausschusses geschaffenen un- 
tergeordneten Konsultations-Gremien der NATO (Politischer 
Ausschuß, Wirtschaftsberater-Ausschuß und Ausschuß für In- 
formation und kulturelle Zusammenarbeit) haben in den letz- 
ten Jahren ständig zugenommen. Die politische Konsultation 
in der NATO ist heute weltweit und umfaßt alle politischen 
Fragen von gemeinsamen Interessen für die Mitgliedstaaten. 

Vor allem auf den Gebieten der Abrüstung und der Sicherheit 
hat sich die politische Konsultation in der NATO in den letz- 
ten Jahren wesentlich intensiviert. Sowohl während der Genfer 
Verhandlungen über die Einstellung der nuklearen Versuchs- 
explosionen als auch seit Beginn der gegenwärtigen Verhand- 
lungen des Abrüstungsausschusses der 18 Mächte haben die an 
den Verhandlungen beteiligten NATO-Staaten den NATO-Rat 
regelmäßig über den Fortgang der Verhandlungen unterrichtet. 
Die in der Präambel zur Empfehlung Nr. 96 der WEU-Versamm- 
lung vom 4. Dezember 1963 bemängelte unzulängliche Konsul- 
tation betraf die Beitrittsklausel des Moskauer Vertrages über 
das Verbot der Kernwaffenversuche. Die dadurch geschaffenen 
Probleme sind durch die Erklärungen, die die Regierungen 
der Vereinigten Staaten und Großbritanniens zur Frage des 
Beitritts der SBZ abgegeben haben, in einer befriedigenden 
Form geregelt worden. 

Die in Ausnahmefällen auftretenden Mängel in der Konsulta- 
tion beruhen nicht auf ungenügenden institutioneilen Grund- 
lagen, sondern darauf, daß die Konsultationspraxis gelegentlich 
hinter den Forderungen des Berichts des Dreierausschusses 
zurückbleibt. Die Bundesregierung hält daher eine Revision 
der geltenden Konsultationsregeln nicht für erforderlich. Sie 
begrüßt die Empfehlung der WEU- Versammlung, die politische 
Konsultation in der NATO zu verbessern. Sie ist der An- 
sicht, daß dieses Ziel durch eine genaue Anwendung der im 
Bericht des Dreierausschusses festgelegten Konsultationsprin- 
zipien erreicht würde. 


Schröder 
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